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Stefan Schlauß 

Internationales Kindschaftsrecht 
Aktuelle Entwicklungen bei den Aufgaben 
des Bundesamts für Justiz 

Das Bundesamt für Justiz (BfJ) in Bonn ist Anlaufstelle und Ansprechpart-
ner im internationalen Rechtsverkehr. Als deutsche Zentrale Behörde im 
internationalen Kindschaftsrecht leistet es praktische Hilfestellung bei 
grenzüberschreitenden Konfliktfällen, insbesondere bei der grenzüber-
schreitenden Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen, bei grenzüber-
schreitenden Kindesentführungen sowie bei internationalen Adoptionen. 
Bedingt durch die Folgen der Covid-19-Pandemie stand die internationale 
Praxis vor erheblichen Herausforderungen. Dabei blieb die Arbeitsfähig-
keit des BfJ als deutsche Zentrale Behörde sichergestellt. Im Bereich des 
„Auslandsrückgriffs“ hat die Entscheidung des EuGH vom 17.9.2020 für 
deutlich mehr Rechtssicherheit gesorgt. Dies dürfte positive Auswirkun-
gen auf die grenzüberschreitende Geltendmachung von Unterhaltsregress-
ansprüchen durch Unterhaltsvorschusskassen haben. Auch auf gesetzge-
berischer Ebene ist zum Ende der Legislaturperiode Bewegung: Ende 2020 
wurde das Adoptionshilfegesetz verabschiedet, dass am 1.4.2021 in Kraft 
getreten ist. Infolge der neuen Brüssel-IIb-Verordnung mit Geltung ab 
dem 1.8.2022 wird derzeit das IntFamRVG überarbeitet. Weiter wird 
die SGB VIII-Reform Folgen für grenzüberschreitende Unterbringungen 
von Minderjährigen haben. Der nachfolgende Beitrag versteht sich als 
Fortsetzung zu den Vorjahresberichten in der ZKJ (zuletzt ZKJ 2020, 
356 ff.) und gibt einen Überblick über aktuelle Entwicklungen. 

III. Auslandsadoption 

1. Fallzahlenentwicklung im BfJ 

2. Aktuelle Rechtsprechung 

3. �nderungen durch das 
Adoptionshilfegesetz 

I. Auslandsunterhalt 

Die grenzüberschreitende Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen ist zunehmend All-
tag in der Praxis, nicht selten jedoch weiterhin 
eine Herausforderung. Das gilt insbesondere 
auch infolge der Einschränkungen durch die 
weltweite Covid-19-Pandemie. Zur Hilfestel-
lung in grenzüberschreitenden Unterhaltsfällen 
dient das vielfältige Unterstützungsangebot 
des BfJ als deutsche Zentrale Behörde im in-
ternationalen Unterhaltsrecht.1 Es unterstützt 
in Deutschland lebende unterhaltsberechtigte 
Kinder und Alleinerziehende sowie öffentliche 

Der Autor ist Leiter der Abteilung für Internationales Stellen, wie Jugendämter, in ihrer Funktion als 
Zivilrecht im Bundesamt für Justiz. Der Beitrag gibt die Beistände oder Unterhaltsvorschusskassen bei 
persönlichen Ansichten des Verfassers wieder. der Geltendmachung von Unterhaltsansprü-

INHALT  
I. Auslandsunterhalt 

1. Fallzahlenentwicklung im BfJ 

2. Praxis in Zeiten der Pandemie 

3. Aktuelle Rechtsprechung 

4. „Auslandsr�ckgriff“ durch 
Unterhaltsvorschusskassen 

5. „Brexit“ 

II. Internationales Sorgerecht 

1. Fallzahlenentwicklung im BfJ 

2. Praxis in Zeiten der Pandemie 

3. Aktuelle Rechtsprechung 

4. „Brexit“ 

5. �berarbeitung des IntFamRVG in-
folge der Revision der Br�ssel-IIa-
Verordnung 

6. Grenz�berschreitende Unterbrin-
gungen in der SGB VIII-Reform 

chen im Ausland.2 Umgekehrt treibt es auch 
die Unterhaltsansprüche im Ausland lebender 
Berechtigter in Deutschland bei. Das Service-
Angebot des BfJ ist kostenfrei. Unterhalts-
gelder können damit ungeschmälert an das 
unterhaltsberechtigte Kind ausgezahlt werden. 
Gleichzeitig werden die öffentlichen Haushalte 
entlastet, indem Unterhaltsvorschuss- und So-
zialleistungen eingespart werden können bzw. 
im Fall erfolgter Leistungen Regress genom-
men werden kann. Das System der Zentralen 
Behörden hat sich auch in Zeiten der Covid-
19-Pandemie bewährt. Die grenzüberschreiten-
de Kommunikation blieb – wenn auch unter 
erschwerten Bedingungen – aufrechterhal-
ten. Kommunikationswege wurden angepasst 
und digitaler ausgestaltet. Praktisch wichtigste 
Rechtsgrundlage im internationalen Unterhalts-
recht ist die EG-Unterhaltsverordnung (EG-
UntVO).3 Daneben gewinnt das Haager Un-
terhaltsübereinkommen (HUÜ) von 2007 an 
Bedeutung.4 Die im Rahmen der Haager Kon-
ferenz für Internationales Privatrecht geplante 
Spezialkommission zum HUÜ 2007 musste 
pandemiebedingt auf das Jahr 2022 verscho-
ben werden. 

1. Fallzahlenentwicklung im BfJ 

Im BfJ als deutscher Zentraler Behörde waren 
Ende 2020 rund 11.000 grenzüberschreiten-
de Unterhaltsvorgänge in Bearbeitung – mit 
knapp 15.000 antragstellenden Personen –, 
eine im Wesentlichen konstante Entwicklung 
im Vergleich zum Vorjahr.5 Bei der Zahl der 
jährlichen Neueingänge ist entgegen der be-
ständigen Steigerung in den Vorjahren mit 
gut 1.800 Akten und rund 2.300 Antragstel-
lern ein Rückgang zu verzeichnen. Dieser 
Rückgang dürfte auf die weltweite Pandemie 
zurückzuführen sein und betrifft insbesonde-
re die aus dem Ausland eingehenden Ersu-
chen. Es ist anzunehmen, dass Antragsteller 
aus dem Ausland sich aufgrund Corona-be-
dingter Einschränkungen teils gehindert sa-
hen, neue Ersuchen zu stellen. 

1 www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt; siehe da-
neben auch das Angebot des Deutschen Instituts 
für Jugendhilfe und Familienrecht e.V. (DIJuF) unter 
www.dijuf.de. 

2 Siehe für Kontaktdaten, Broschüren, Merkblätter und 
Formulare www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt. 

3 Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 
18.12.2008 über die Zuständigkeit, das anwendbare 
Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen und die Zusammenarbeit in Unterhalts-
sachen, ABl. EU 2009 L 7, 1. 

4 Haager Übereinkommen über die internationale Gel-
tendmachung der Unterhaltsansprüche von Kindern 
und anderen Familienangehörigen vom 23.11.2007, 
ABl. EU 2011 L 192, 51. 

5 Siehe zur Entwicklung im Einzelnen: BfJ, Referat II 4 
(Auslandsunterhalt), Tätigkeitsbericht 2020, www. 
bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt („Tätigkeits-
berichte“). 
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Knapp 60 % der 2020 neu eingeleiteten Ver-
fahren (mit sinkender Tendenz) betrafen Fäl-
le, in denen sich die Unterhaltsberechtigten 
im Ausland aufhalten und der Unterhalt in 
Deutschland geltend gemacht werden soll 
(„eingehende Ersuchen“). Hierbei gehen die 
mit Abstand meisten Ersuchen nach wie vor 
aus Polen ein (36 %), gefolgt von Ersuchen 
aus Österreich (17 %) und der Schweiz 
(9 %). Bei gut 40 % der in 2020 neuen Ver-
fahren (mit steigender Tendenz) handelte es 
sich um Fälle, in denen sich die Unterhalts-
berechtigten in Deutschland aufhalten und 
der Unterhalt im Ausland geltend gemacht 
werden soll („ausgehende Ersuchen“). Bei 
diesen ausgehenden Ersuchen sind die USA 
(rund 26 %) weiterhin mit Abstand der 
bedeutendste Kooperationspartner. Weitere 
wichtige Partnerstaaten, in die vom BfJ be-
sonders viele Ersuchen übermittelt werden, 
sind die Schweiz (16 %)6 und Österreich 
(10 %). 

2. Praxis in Zeiten der Pandemie 

Die praktische Geltendmachung und Durch-
setzung von Unterhaltsansprüchen – national 
wie international – ist spürbar durch die Fol-
gen der Covid-19-Pandemie geprägt.7 Für 
Unterhaltsberechtigte ist die Realisierung von 
Unterhaltsansprüchen mehr denn je von oft-
mals existenzieller Bedeutung. Umgekehrt ist 
aufgrund der wirtschaftlichen Folgen der Kri-
se die Leistungsfähigkeit vieler Unterhaltsver-
pflichteter eingeschränkt oder gar ganz ent-
fallen. Sowohl im Inland als auch im Ausland 
kam es in familiengerichtlichen Verfahren 
sowie der Zwangsvollstreckung teils zu Ver-
zögerungen, etwa durch Verschiebung von 
Gerichts- oder Vollstreckungsterminen. Die 
im grenzüberschreitenden Verkehr erforderli-
che Übermittlung von bestimmten Papier-
Dokumenten über die Zentralen Behörden 
dauerte in manchen Staaten länger als üblich, 
auch bedingt durch eingeschränkten Postver-
kehr. Soweit möglich wurde die grenzüber-
schreitende Kommunikation auf elektronische 
Mittel umgestellt. Um in jedem Fall den Zah-
lungsverkehr sicherzustellen, legte das BfJ als 
deutsche Zentrale Behörde einen Schwer-
punkt auf die zügige Weiterleitung der Un-
terhaltszahlungen. International bestehen 
Einschränkungen teilweise fort.8 

Um auf die veränderten Umstände flexibel zu 
reagieren, wird in der Praxis teils auf vorüber-
gehende einvernehmliche Regelungen, wie 
eine teilweise Stundung des geschuldeten Un-
terhalts, gesetzt – das Einverständnis des Un-
terhaltsgläubigers vorausgesetzt. Wird durch 
eine solche teilweise Stundung die Höhe der 
laufenden Zahlungen nach unten angepasst, 
bleibt es freilich dabei, dass sich der Unter-
haltsrückstand aufbaut, der in der Zukunft zu 
zahlen ist. Eine Abänderung des Unterhalts-
titels in grenzüberschreitenden Verfahren 
kann der inländische Schuldner im Regelfall 

nur vor den zuständigen Gerichten im Ausland 
erwirken. Auch hierbei kann im Rahmen der 
EG-UntVO das BfJ behilflich sein. 

Sog. „Corona-Hilfen“ sind in Deutschland je 
nach Art der Hilfe nur eingeschränkt pfändbar. 
Sofern nicht die Pfändbarkeit bereits gesetzlich 
ausgeschlossen ist, kommt es für die Frage der 
Pfändbarkeit auf den jeweiligen Zweck der Leis-
tung an. Liegt – wie bei der typischen „Corona-
Soforthilfe“ – eine bestimmte Zweckbindung 
vor, ist grundsätzlich von einer Unpfändbarkeit 
nach § 851 ZPO auszugehen.9 Hinsichtlich der 
Corona-Prämie für Pflegekräfte hat der Gesetz-
geber in § 150a Abs. 8 Satz 4 SGB XI die 
Pfändbarkeit ausdrücklich ausgeschlossen. Dient 
dagegen eine Leistung lediglich der Anerken-
nung bzw. Wertschätzung der besonderen Leis-
tungen, der allgemeinen Liquiditätssteigerung, 
Einkommensverbesserung oder der Belebung 
der Konjunktur, dürfte ein Zugriff im Wege der 
Pfändung für alle Gläubiger möglich sein.10 

3. Aktuelle Rechtsprechung 

Der BGH hatte dem EuGH die Frage zur Ent-
scheidung vorgelegt, ob eine öffentliche Auf-
gaben wahrnehmende Einrichtung, die Leis-
tungen der Sozialhilfe erbracht hat, sich auf 
die Zuständigkeit des Gerichts des Ortes, 
an dem die berechtigte Person ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat, gem. Art. 3 lit. b 
EG-UntVO berufen kann, wenn sie aufgrund 
einer Legalzession einen unterhaltsrechtli-
chen Regressanspruch gegen den Unterhalts-
verpflichteten geltend macht.11 Diese in der 
deutschen Literatur kontrovers diskutierte 
Streitfrage hat der EuGH jetzt im Ergebnis 
bejaht.12 Die übergegangenen Ansprüche 
können damit durch die Behörde im Inland 
am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Unter-
haltsgläubigers geltend gemacht werden. In 
der Praxis hat dies insbesondere Auswirkun-
gen auf die grenzüberschreitende Geltend-
machung von Unterhaltsregressansprüchen 
durch Unterhaltsvorschusskassen. Der EuGH 
begründet seine Entscheidung insbesondere 
damit, dass Art. 3 EG-UntVO mehrere Krite-
rien enthalte, die gleichrangig und alternativ 
nebeneinanderstünden. Eine Klage könne 
daher gleichberechtigt auf der Grundlage der 
verschiedenen Zuständigkeitstatbestände er-
hoben werden. Die Regelung des Art. 64 
EG-UntVO zur grenzüberschreitenden Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen seitens öffentlicher Einrichtungen impli-
ziere im Übrigen, dass diese in einem ersten 
Schritt in die Lage versetzt werden müssten, 
die inländischen Gerichte anzurufen. Die 
Entscheidung hat große Bedeutung für die 
deutsche Praxis zum „Auslandsrückgriff“. Die 
deutschen Unterhaltsvorschusskassen können 
nunmehr rechtssicher im Inland einen Titel 
gegen einen im Ausland lebenden Unter-
haltsschuldner erwirken und diesen dann ggf. 
mithilfe des BfJ im Ausland vollstrecken las-

13 sen.

Der BGH hatte weiter Gelegenheit, sich als 
Rechtsbeschwerdegericht mit einem Vollstre-
ckungsschutzantrag zu befassen.14 Zugrunde 
lag eine US-amerikanisch-deutsche Unterhalts-
sache. Die Vollstreckungsschutzanträge des An-
tragsgegners blieben in der Sache erfolglos. 
Der BGH stellte klar, dass Vollstreckungsschutz 
durch ihn als Rechtsbeschwerdegericht in ei-
nem auf die Vollstreckbarerklärung eines aus-
ländischen Unterhaltstitels nach völkerrecht-
lichen Verträgen gerichteten Verfahren allein 
nach Maßgabe von § 52 Abs. 2 und 3 i.V.m. 
§ 57 AUG gewährt werden könne. Das schei-
de aus, wenn es der Schuldner versäumt habe, 
bereits im vorgeschalteten Beschwerdeverfah-
ren – unter Glaubhaftmachung, dass die wei-
tergehende Vollstreckung ihm einen nicht zu 
ersetzenden Nachteil bringen würde – einen 
Antrag auf Vollstreckungsschutz nach § 52 
Abs. 2 AUG zu stellen. Der Senat führt damit 
seine bekannte Rechtsprechung fort.15 

Das OLG Stuttgart hatte über die Vollstreck-
barerklärung der Verpflichtung des Unterhalts-
schuldners zur Zahlung von Kindesunterhalt 
für einen inzwischen volljährigen Antragsteller 
aus einem polnischen Scheidungsurteil, mit 
dem auch Kindesunterhalt festgesetzt worden 
war, zu befinden.16 Das OLG stellte klar, 
dass die in dem polnischen Scheidungsurteil 
von Amts wegen enthaltene Titulierung des 
Kindesunterhaltsanspruchs für und gegen das 
Kind wirke. Vollstreckungsberechtigt sei nach 
polnischem Recht das unterhaltsberechtigte 
Kind selbst, welches bis zum Eintritt der Voll-
jährigkeit durch seinen gesetzlichen Vertreter 
vertreten werde. Insofern bedürfe es keiner 
Titelumschreibung entsprechend § 727 ZPO. 
Des Weiteren stellte das OLG fest, dass es sich 
bei dem Anerkennungsversagungsgrund des 
Ordre-public-Verstoßes nach Art. 24 lit. a EG-
UntVO um eine Ausnahmevorschrift handele, 

6 Seit 2018 besteht im Verhältnis zur Schweiz die 
Möglichkeit der Geltendmachung durch staatliche 
Stellen aufgrund einer gesonderten gemeinsamen 
Verwaltungspraxis, siehe www.bundesjustizamt.de/ 
auslandsunterhalt („Rückgriff in der Schweiz“). 

7 Vgl. zur Corona-Krise und Unterhalt Borth, FamRZ 
2020, 653 ff. 

8 Vgl. die Informationen zu den Auswirkungen der 
Covid-19-Maßnahmen auf die justizielle Zusam-
menarbeit in Zivilsachen im Europäischen Justizpor-
tal unter e-justice.europa.eu. 

9 LG Köln, 23.4.2020 – 39 T 57/20, juris. 
10 Meller-Hannich, MDR 2020, 1025, 1028; vgl. im 

Übrigen zur Vollstreckung von Kurzarbeitergeld 
Viefhues, FuR 2020, 390 ff. 

11 Siehe hierzu bereits Schlauß, ZKJ 2020, 356, 358. 
12 EuGH, 17.9.2020 – C-540/19, juris; NZFam 2020, 

1030 (mit Anmerkung Wagner). 
13 Siehe zu den Folgen unten unter I.4 sowie zu der 

Entscheidung im Einzelnen Schlauß, JAmt 2020, 
611 ff. 

14 BGH, 27.5.2020 – XII ZB 102/20, juris. 
15 Vgl. BGH, 26.6.2013 – XII ZB 19/13, juris. 
16 OLG Stuttgart, 5.5.2020 – 17 UF 25/19, juris. 
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die nur äußerst restriktiv zum Tragen komme. 
Die Rüge eines solchen Verstoßes sei ins-
besondere dann ausgeschlossen, wenn der 
Unterhaltsschuldner im ausländischen Erkennt-
nisverfahren nicht alle nach dem Recht des 
Ursprungstaates statthaften, zulässigen und 
zumutbaren Rechtsmittel ausgeschöpft habe. 
Hierunter falle auch die Möglichkeit der Abän-
derung des Unterhaltstitels im Ursprungsstaat. 

4. „Auslandsrückgriff“ durch 
Unterhaltsvorschusskassen 

In der Praxis spielen Regressansprüche von 
Unterhaltsvorschusskassen eine bedeutende 
Rolle. Befördert wurde dies durch die Reform 
zum Ausbau des Unterhaltsvorschusses aus 
dem Jahr 2017. In dem Umfang, in dem 
Ansprüche durch natürliche Personen dank 
geleisteter Unterhaltsvorschussleistungen ab-
nehmen, steigen Regressansprüche durch 
Unterhaltsvorschusskassen. Gemäß § 7 Abs. 3 
Satz 1 UVG sind die nach § 7 Abs. 1 UVG 
übergegangenen Unterhaltsansprüche recht-
zeitig und vollständig geltend zu machen. 
Für den Auslandsrückgriff durch Unterhalts-
vorschusskassen hat das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) Handlungsleitlinien herausgegeben. 
Soweit danach eine Verfolgung des Rückgriff-
anspruchs unter Einschaltung des BfJ als deut-
sche Zentrale Behörde möglich ist, hat dies zu 
erfolgen. Die kostenfreie Hilfestellung durch 
das BfJ soll regelmäßig in Anspruch genom-
men werden.17 Ziel ist es, die öffentlichen 
Haushalte zu entlasten. Für die Zusammen-
arbeit mit den Unterhaltsvorschusskassen hat 
das BfJ zusätzlich ein gesondertes Merkblatt 
veröffentlicht.18 

Art. 64 EG-UntVO bzw. Art. 36 HUÜ 2007 
gewährt öffentliche Aufgaben wahrnehmen-
den Einrichtungen, wie z.B. Unterhaltsvor-
schusskassen, ein Antragsrecht. Dieses ist be-
schränkt auf Anträge auf Anerkennung und 
Vollstreckbarerklärung von Entscheidungen 
sowie die Vollstreckung von Entscheidungen. 
Es ist also erforderlich, dass die Zahlungs-
pflicht der in Anspruch zu nehmenden Person 
tituliert ist. Hierbei ist es unerheblich, ob die 
öffentliche Einrichtung selbst einen Titel für 
verauslagte Zahlungen, die anstelle von Un-
terhalt erbracht wurden, erwirkt hat oder ei-
ne zwischen der berechtigten und der ver-
pflichteten Person ergangene Entscheidung 
auf Zahlung von Unterhalt existiert und die 
öffentliche Einrichtung Unterhaltsersatzzah-
lungen erbracht hat.19 

Nach der oben dargestellten EuGH-Entschei-
dung vom 17.9.2020 können öffentliche 
Aufgaben wahrnehmende Einrichtungen Un-
terhaltsregressansprüche im Inland am ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort der unterhalts-
berechtigten Person geltend machen. Ist ein 
Titel im Inland geschaffen, so kann dieser 
ggf. mithilfe des BfJ auf der Grundlage der 

EG-UntVO sowie dem HUÜ 2007 in den 
EU-Mitgliedstaaten bzw. den Vertragsstaaten 
des HUÜ 2007 grenzüberschreitend voll-
streckt werden. Ermittlungen von Informatio-
nen zum Aufenthalt oder zu den wirtschaftli-
chen Verhältnissen des Schuldners im Ausland 
können ebenfalls beim BfJ beantragt werden. 
Liegt en Titel bereits vor und ist zumindest das 
Aufenthaltsland der unterpflichtigen Person 
bekannt, ist häufig die direkte Antragstellung 
auf Vollstreckung der Entscheidung möglichen 
vorgeschalteten Ermittlungen vorzuziehen. 

Im Anwendungsbereich der EG-UntVO wird 
unter den Voraussetzungen der Art. 17 ff. 
das Exequaturverfahren für die grenzüber-
schreitende Vollstreckung abgeschafft. Der 
Titel muss danach grundsätzlich nicht mehr in 
dem Vollstreckungsmitgliedstaat zur Zwangs-
vollstreckung zugelassen werden. Vielmehr 
kann der Titel ohne weiteres Verfahren un-
mittelbar im EU-Ausland vollstreckt werden. 

Im Anwendungsbereich des HUÜ 2007 ist in 
Bezug auf die USA zu beachten, dass diese 
einen Vorbehalt gegen die generelle Aner-
kennung von Unterhaltsentscheidungen am 
Gläubigerwohnsitz eingelegt haben.20 Nach 
Art. 20 Abs. 4 HUÜ 2007 hat die USA als er-
suchter Staat jedoch alle Möglichkeiten zu er-
greifen, um eine Titulierung herbeizuführen. 
Dafür ist es förderlich, wenn bereits ein deut-
scher Titel besteht. 

Die förmliche Antragstellung eines Ersuchens 
ins Ausland unter Vermittlung des BfJ er-
folgt über die Vorprüfungsgerichte, konkret 
die AG am Sitz des OLG, in dessen Bezirk der 
Antragsteller seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Liegen keine Ablehnungsgründe vor, lei-
tet das AG den Antrag an das BfJ weiter. Das 
BfJ prüft die Antragsunterlagen, fordert ggf. 
fehlende Unterlagen nach und übermittelt 
diese dann an die ausländische Kontaktbe-
hörde zur weiteren Durchsetzung. Im Rah-
men der EG-UntVO ist für den Antrag im 
Falle des Unterhaltsregresses das Formblatt 
Anh. VI und Anh. I bzw. III zu verwenden.21 

5. „Brexit“ 

Infolge des Austritts aus der EU gilt die 
EG-UntVO nach Ablauf der Übergangsphase 
zum 31.12.2020 nicht mehr für das Vereinig-
te Königreich. Nach Art. 67 Abs. 1 lit. d des 
Austrittsabkommens22 bleiben die Zuständig-
keitsbestimmungen der EG-UntVO in der EU 
und im Vereinigten Königreich anwendbar, 
wenn das Verfahren vor dem Ende des Über-
gangszeitraums eingeleitet wurde. Auch da-
nach richten sich im Verhältnis zum Vereinig-
ten Königreich Fragen der internationalen 
Zuständigkeit weiterhin nach der EG-UntVO, 
da die Regelungen zur internationalen Zu-
ständigkeit in der Verordnung universell 
anwendbar sind und damit auch gegenüber 
Nicht-Mitgliedstaaten, wie dem Vereinigten 

Königreich, Geltung beanspruchen. Hinsicht-
lich der Anerkennung und Vollstreckung sieht 
Art. 67 Abs. 2 lit. c des Austrittsabkommens 
eine Weitergeltung der EG-UntVO in Bezug 
auf die Anerkennung, Vollstreckbarerklärung 
und Vollstreckung von Entscheidungen vor, 
die in bis zum 31.12.2020 eingeleiteten Ge-
richtsverfahren (insoweit kommt es auf das 
zugrundeliegende Erkenntnisverfahren an) er-
gangen sind. Im Übrigen findet das HUÜ 
2007 Anwendung, das vom Vereinigten Kö-
nigreich auch im eigenen Namen ratifiziert 
wurde. Das HUÜ 2007 gilt auch für die wei-
tere Zusammenarbeit mit dem Vereinigten 
Königreich für nach dem 31.12.2020 bei der 
ersuchten Zentralen Behörden eingegangene 
Ersuchen und Anträge (Art. 67 Abs. 3 lit. b 
des Austrittsabkommens).23 

II. Internationales Sorgerecht 

2020 feierte das Haager Kindesentführungs-
übereinkommen (HKÜ)24, dem mittlerweile 
über 100 Vertragsstaaten angehören25, sei-
nen 40. Geburtstag – pandemiebedingt still 
und leise. Ebenso i.d.R. geräuschlos, aber ef-
fektiv nahm die Arbeit nach dem HKÜ seinen 
Lauf, wenn auch unter deutlich erschwerten 
Bedingungen. Während die weltweiten Rei-
sebeschränkungen nur eher geringen Einfluss 
auf die Anzahl grenzüberscheitender Kindes-
entführungen hatten, war es in der Praxis 
umso aufwendiger, die tatsächliche Rückfüh-
rung eines Kindes zu realisieren. Für Deutsch-
land gilt das HKÜ seit über 30 Jahren und hat 
sich – ungeachtet der Schwierigkeiten im Ein-
zelfall – insgesamt gut bewährt. Das BfJ als 
deutsche Zentrale Behörde nach dem HKÜ 
unterstützt die Rückführung entführter oder 
unrechtmäßig zurückgehaltener Kinder sowie 
die grenzüberschreitende Durchsetzung des 
Rechts zum persönlichen Umgang mit Kin-
dern.26 Ziel des HKÜ ist es, das Kind so 

17 UVG: Handlungsleitlinien für den Auslandsrückgriff, 
Stand: November 2017. 

18 BfJ Auslandsunterhalt – Hinweise für den Auslands-
rückgriff nach dem Unterhaltsvorschussgesetz, abruf-
bar unter www.bundesjustizamt.de/auslandsunterhalt. 

19 Schlauß, JAmt 2020, 611, 612. 
20 Vgl. Schlauß/Meysen, JAmt 2017, 2, 7. 
21 Abrufbar unter e-justice.europa.eu („Dynamische 

Formulare“). In Anh. VI ist durch die Unterhaltsvor-
schusskasse Teil B auszufüllen. Beim Ausfüllen der 
Formblätter steht eine Übersetzungsfunktion zur 
Verfügung. 

22 Abkommen über den Austritt des Vereinigten König-
reichs und Nordirland aus der Europäischen Union 
und der Europäischen Atomgemeinschaft (2019/C 
384 I/01). 

23 Siehe im Einzelnen zur justiziellen Zusammenarbeit 
in Zivilsachen nach dem Brexit Wagner IPRax 2021, 
2 ff. 

24 Haager Übereinkommen vom 25.10.1980 über die 
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesent-
führung, BGBl. II 1990, 206, 207. 

25 www.hcch.net. 
26 www.bundesjustizamt.de/sorgerecht. 
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schnell wie möglich in den Staat des bishe-
rigen gewöhnlichen Aufenthalts zurückzu-
führen. Wird ein Kind in einen anderen 
Vertragsstaat entführt, so kann der hier zu-
rückgelassene Elternteil sich mit dem Antrag 
an das BfJ wenden, ihn bei der Rückführung 
des Kindes zu unterstützen.27 Umgekehrt gilt 
das BfJ als bevollmächtigt, für Antragstellen-
de aus anderen Vertragsstaaten in Deutsch-
land – selbst oder durch unterbevollmächtigte 
Vertreter – gerichtlich und außergerichtlich 
tätig zu werden.28 Innerhalb der EU wird 
das HKÜ durch die Brüssel-IIa-Verordnung 
ergänzt.29 Nach der Brüssel-IIa-Verordnung 
können Entscheidungen auf dem Gebiet der 
elterlichen Verantwortung anerkannt und 
vollstreckt werden. Daneben regelt die Brüs-
sel-IIa-Verordnung die Zusammenarbeit der 
Zentralen Behörden auch in anderen Be-
reichen, wie der grenzüberschreitenden Ein-
holung von Berichten über die soziale Lage 
eines Kindes, bei Kinderschutzmaßnahmen so-
wie bei der grenzüberschreitenden Unterbrin-
gung von Minderjährigen. Die Regelungen 
der Brüssel-IIa-Verordnung gehen dem Haa-
ger Kinderschutzübereinkommen von 1996 
(KSÜ)30 vor. Ab dem 1.8.2022 werden die 
neuen Vorschriften der Brüssel-IIb-Verord-
nung Anwendung finden.31 

1. Fallzahlenentwicklung im BfJ 
Die Anzahl der Vorgänge nach dem HKÜ im 
BfJ ist mit 421 neu eingegangenen Fällen 
im Vergleich zum Vorjahr (454) trotz der 
weltweiten Corona-Pandemie und der damit 
einhergehenden Reisebeschränkungen rela-
tiv konstant. Wichtigste Partnerstaaten sind 
nach wie vor Polen und die Türkei. Bei aus 
dem Ausland eingehenden Ersuchen steht 
Polen an erster Stelle, bei ins Ausland aus-
gehenden Verfahren die Türkei.32 

Bei im Jahr 2019 aus dem Ausland eingegan-
genen Rückführungsverfahren, die bei deut-
schen Gerichten anhängig gemacht und bis 
Ende 2020 erledigt wurden, erfolgten zu 
rund 2/3 Rückführungsanordnungen oder 
Einigungen vor Gericht. Die Anzahl der ge-
richtlichen Ablehnungsentscheidungen ist mit 
rund 23 % auf international vergleichbarem 
Niveau, in der Tendenz leicht sinkend. Die 
Zahl der gerichtlichen Rückführungsanord-
nungen ist mit 45 % der gerichtlichen Erledi-
gungen ansteigend. Die deutsche Praxis zeigt 
sich damit im internationalen Vergleich gut 
aufgestellt.33 

Daneben wird das BfJ als Zentrale Behörde 
nach Art. 55 und 56 der Brüssel-IIa-Verord-
nung tätig. Die Anzahl neuer Verfahren im 
BfJ nach der Brüssel-IIa-Verordnung ist mit 
635 Corona-bedingt nur leicht gesunken. 
Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um 
die grenzüberschreitende Einholung von Be-
richten über die soziale Lage eines Kindes 
und Gefährdungsmitteilungen (491 Verfah-
ren, 331 eingehend, 160 ausgehend) sowie 

um die grenzüberschreitende Unterbringung 
von Minderjährigen in Heimen und Pflegefa-
milien im Ausland (128 Verfahren, 25 ein-
gehend und 103 ausgehend). Nach wie vor 
bemüht sich das BfJ im Inland um die Sensibi-
lisierung der Jugendämter für das bei grenz-
überschreitenden Unterbringungen erforderli-
che Konsultationsverfahren nach Art. 56 der 
Brüssel-IIa-Verordnung.34 Gleichzeitig setzt 
es sich dafür ein, das Verständnis und die Ak-
zeptanz für grenzüberschreitende Unterbrin-
gungen deutscher Kinder im Ausland aus pä-
dagogischen Gründen in den aufnehmenden 
Staaten zu fördern und die Zusammenarbeit 
im Rahmen des Konsultationsverfahrens zu 
verbessern. 

2. Praxis in Zeiten der Pandemie 

Zunächst war im BfJ nach Ausbruch der welt-
weiten Pandemie im Frühjahr 2020 vorüber-
gehend ein Rückgang an neu eingehenden 
HKÜ-Verfahren festzustellen. Dies hat sich 
jedoch zügig normalisiert. Aufgrund der Sen-
sibilität und Bedeutung der Einzelfälle bei 
grenzüberschreitenden Kindesentführungen 
hat das BfJ die Handlungsfähigkeit und An-
sprechbarkeit in der Zentralen Behörde auch 
in der Hochphase der Corona-Pandemie je-
derzeit aufrechterhalten. Auch bei den deut-
schen Gerichten wurden die HKÜ-Vorgänge 
als Eilverfahren prioritär behandelt. Es gilt das 
Beschleunigungsgebot des § 38 Abs. 1 Int-
FamRVG. Mit gesteigertem Aufwand konn-
ten trotz Reisebeschränkungen Kindesrück-
führungen realisiert und vollstreckt werden. 
Dies setzte im Einzelfall umfangreiche Kom-
munikation mit der Polizei, Gesundheitsbe-
hörden und Fluggesellschaften voraus. Ins-
gesamt kann festgehalten werden, dass die 
grenzüberschreitenden Kindesentführungsfäl-
le durch die beteiligten deutschen Stellen 
trotz der Pandemie prioritär und zügig durch-
geführt wurden. Demgegenüber waren im 
Ausland die Einschränkungen teils deutlicher 
spürbar. Gerichtsverfahren im Ausland haben 
sich teils verzögert. In manchen Staaten war 
zudem die Vollstreckung eingeschränkt.35 

Gerade in Kindesrückführungsverfahren wur-
de nicht selten der Einwand erhoben, die 
Rückkehr in den Heimatstaat bedeute wegen 
der dortigen Corona-Situation eine schwer-
wiegende Gefahr i.S.d. Art. 13 Abs. 1 lit. b 
HKÜ. Ebenso dürfe die Vollstreckung eines 
Titels auf Rückführung wegen Kindeswohl-
gefährdung infolge der Covid-19-Situation 
nicht erfolgen. Die pandemiebedingten Aus-
wirkungen bestehen jedoch weltweit. Dabei 
sind auch die in den jeweiligen Staaten ge-
troffenen Corona-Maßnahmen einschließlich 
Hygiene- und Quarantäneregeln zu beach-
ten. Es reicht daher für eine konkrete Ge-
fährdung im Rahmen des HKÜ nicht aus, 
wenn der Herkunftsstaat als Risikogebiet ein-
gestuft ist.36 

Entsprechend hat das AG Hamm in zwei Ent-
scheidungen eine Ausnahme i.S.d. Art. 13 
Abs. 1 lit. b HKÜ abgelehnt und eine Rück-
führung angeordnet. Im ersten Fall berief sich 
die Mutter darauf, dass eine Rückführung des 
Kindes nach Armenien derzeit praktisch un-
möglich sei. Dies – so das Gericht – sei jedoch 
nicht gleichbedeutend mit der für eine Ver-
sagung erforderlichen, durch die Rückfüh-
rung eintretenden gravierenden Schadens für 
das körperliche und seelische Wohl des Kin-
des. Dass eine Rückführung tatsächlich in je-
dem Fall praktisch unmöglich wäre, sei nicht 
dargetan. Auch sei nicht erkennbar, dass in 
Armenien eine größere Gefahr für die Ge-
sundheit des Kindes drohe als in Deutsch-
land.37 In einem weiteren Fall ordnete das 
Gericht die Rückführung in die USA an. Die 
Pandemie mit ihren Auswirkungen stehe der 
Rückführung nicht entgegen. Die Situation in 
den USA sei nicht derart gefährdend im Ver-
gleich zu Deutschland, dass dies einen Aus-
nahmetatbestand begründen könne. Auch 
die Nutzung des Flugverkehrs sei zumutbar.38 

In diesem Sinne hat auch das OLG Düsseldorf 
in einem Rückführungsfall mit Frankreich ent-

27 Kontaktdaten, Informationen und Antragsformulare 
unter www.bundesjustizamt.de/sorgerecht. 

28 Für die Antragstellung aus dem Ausland wurde ein 
gesondertes Merkblatt erstellt, das in verschiedenen 
Sprachen unter www.bundesjustizamt.de/sorgerecht 
bzw. www.bundesjustizamt.de/custody-conflicts ab-
rufbar ist. 

29 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 über die Zuständig-
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Ehesachen und in Verfahren betref-
fend die elterliche Verantwortung vom 3.10.2003, 
ABl. EU 2003 L 338, 1. 

30 Haager Übereinkommen vom 19.10.1996 über die 
internationale Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verant-
wortung und der Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern, BGBl. II 2009, 602. 

31 Verordnung (EU) 2019/1111 über die Zuständigkeit, 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung und über internationale 
Kindesentführungen, ABl. 2019 L 178, 1. 

32 Siehe zur Entwicklung im Einzelnen: BfJ, Referat II 3 
(Internationales Sorgerecht), Tätigkeitsbericht 2020, 
www.bundesjustizamt.de/sorgerecht („Tätigkeits-
berichte“). 

33 Im Jahresbericht 2020 des U.S. Department of State 
wird Deutschland erneut ausdrücklich positiv erwähnt, 
https://travel.state.gov/content/childabduction/en/ 
legal/compliance.html. 

34 Vgl. zu grenzüberschreitenden Unterbringungen von 
Minderjährigen unten unter II.6. 

35 Siehe hierzu die Übersicht zu den Auswirkungen der 
Covid-19-Maßnahmen auf die justizielle Zusammen-
arbeit in Zivilsachen unter e-justice.europa.eu. 

36 Erb-Klünemann/Höhn, FamRB 2021, 37, 40. 
37 AG Hamm, 23.4.2020 – 32 F 14/20, juris. 
38 AG Hamm, 12.6.2020 – 3 F 26/20; Erb-Klünemann/ 

Höhn, FamRB 2021, 37, 40. 
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schieden. Die Rückführung führe zu keinem 
anderen Infektionsrisiko.39 

Die Fragestellungen wurden damit im Ergeb-
nis in die Vollstreckungsphase verschoben. 
Dort ist es dann aber auch zu tatsächlichen 
Kindesrückführungen gekommen, ggf. inner-
halb einer etwas verlängerten Frist. So sah 
etwa das OLG Thüringen keinen Grund für 
eine Aussetzung der Vollstreckung einer Kin-
desrückführung nach Australien. Die Einhal-
tung von notwendigen Quarantäneregeln sei 
zumutbar.40 

Faktisch schwieriger erweist sich in der Praxis 
die Realisierung von grenzüberschreitenden 
Umgangskontakten. Auch hier gilt zwar, dass 
die Pandemie Umgangskontakte nicht per se 
ausschließt.41 Je länger die weltweite Pande-
mie andauert, umso wichtiger wird die Auf-
rechterhaltung von Umgangskontakten, auch 
über Grenzen hinweg. Die Umstände führen 
jedoch zu erheblichen tatsächlichen Erschwer-
nissen. Rechtlich dürften die Umstände aber 
im Wesentlichen eher zu Verhinderungen 
bezüglich einzelner Umgangstermine führen 
und keine übergreifenden Kindeswohlgesichts-
punkte darstellen, die eine besondere Um-
gangsregelung oder eine Aussetzung des Um-
gangs rechtfertigen.42 

3. Aktuelle Rechtsprechung 

Der EGMR43 hatte sich anlässlich eines HKÜ-
Rückführungsverfahrens mit der Frage zu be-
fassen, ob eine Verletzung von Art. 8 EMRK 
(Recht auf Achtung des Familienlebens) vor-
liegt, wenn ein Staat es unterlässt, ein faires 
Verfahren in einer Familiensache sicherzustel-
len, die Rückführung (durch Aussetzen der 
Vollstreckung) verzögert sowie aktiv politisch 
Einfluss auf das Rückführungsverfahren ge-
nommen wird. Der EGMR bejahte in dem 
Fall einen Verstoß gegen Art. 8 EMRK und 
sprach den Beschwerdeführern Schadens-
ersatz zu. Die Verzögerungen, die durch die 
mehrmalige Aussetzung der Vollstreckung der 
Rückführungsentscheidung entstanden seien, 
hätten verhindert werden müssen. Darüber 
hinaus sah es der Gerichtshof als bewiesen 
an, dass politischer Druck auf die Gerichte 
und das Jugendamt ausgeübt worden sei. Ein 
rechtsstaatlich faires Verfahren sei damit nicht 
sichergestellt worden. Eine in der Deutlichkeit 
der Entscheidungsgründe beachtliche Ent-
scheidung. 

Mit den Versagungsgründen einer Kindes-
rückführung nach Art. 13 Abs. 1 lit. b HKÜ 
befasst sich eine Entscheidung des OLG 
Frankfurt.44 Die Person, die sich der Rückfüh-
rung des Kindes widersetze, habe nachzu-
weisen, dass die Rückgabe mit der schwer-
wiegenden Gefahr eines körperlichen oder 
seelischen Schadens für das Kind verbunden 
sei oder das Kind in anderer Weise in eine 
unzumutbare Lage bringe. Im Hinblick auf 

den Ausnahmecharakter seien an das Aus-
maß der Gefährdung strenge Anforderungen 
zu stellen. Einer Rückführung könnten daher 
nur ungewöhnlich schwerwiegende Beein-
trächtigungen des Kindeswohls entgegenste-
hen, sodass sich die schwerwiegende Gefahr 
als besonders erheblich und aktuell darstellen 
müsse. Eine solche Gefahr liege nach Ansicht 
des Gerichts vor, wenn bei einer Rückführung 
eine akute Suizidgefahr des Kindes bestehe 
oder zumindest nicht ausgeschlossen werden 
könne, dass eine bestehende latente Suizida-
lität jederzeit akut werden könnte.45 

Der BGH46 hatte Gelegenheit, dem EuGH 
die umstrittene Frage zur Vorabentscheidung 
vorzulegen, ob eine sog. „Privatscheidung“ – 
hier die in Italien durch übereinstimmende Er-
klärungen der Ehegatten vor dem Zivilstands-
beamten erfolgte Beendigung der Ehe – unter 
die Brüssel-IIa-Verordnung fällt.47 In dem zu-
grunde liegenden Sachverhalt hatten die Be-
teiligten einvernehmlich die Auflösung der 
Ehe vor dem Standesbeamten in Italien er-
klärt. Das italienische Standesamt hatte eine 
Bescheinigung nach Art. 39 der Brüssel-IIa-
Verordnung ausgestellt, die die Scheidung 
der Eheleute bestätigt. Damit war um Beur-
kundung der Scheidung im deutschen Ehe-
register ersucht worden. Der im Wege der 
Rechtsbeschwerde angerufene BGH hat dem 
EuGH die Frage vorgelegt, ob es sich bei ei-
ner einvernehmlichen Eheauflösung vor dem 
Zivilstandsbeamten nach italienischem Recht 
um eine Entscheidung über die Scheidung 
einer Ehe i.S.d. Brüssel-IIa-Verordnung han-
dele bzw. ob eine solche Eheauflösung nach 
Art. 46 der Brüssel-IIa-Verordnung zu öff-
entlichen Urkunden und Vereinbarungen zu 
behandeln sei. Der Senat neigt dazu, diese 
Fragen zu verneinen. Maßgeblich sei, ob 
ein gerichtlicher oder behördlicher Hoheitsakt 
vorliege, durch den die rechtliche Gestaltung 
bewirkt werde, also ob Rechtsgrund für die 
Eheauflösung nicht der privatautonome recht-
geschäftliche Wille der Ehegatten, sondern 
der Ausspruch des Gerichts oder einer Behör-
de sei. Letzteres sei nicht der Fall bei Schei-
dungen, bei denen sich die staatliche Mit-
wirkung auf Tätigkeiten mit bloßer Warn-, 
Klarstellungs-, Beweis- oder Beratungsfunk-
tion beschränke. In diesem Sinne ordnet der 
BGH die italienische Standesamtsscheidung 
ein. Eine Anerkennung sei auch nicht nach 
Maßgabe von Art. 46 der Brüssel-IIa-Verord-
nung möglich. Hiervon seien nur vollstreck-
bare Urkunden erfasst. Die Entscheidung des 
EuGH bleibt abzuwarten. 

4. „Brexit“ 

Infolge des Austritts aus der EU gilt die Brüs-
sel-IIa-Verordnung nach Ablauf der Über-
gangsphase zum 31.12.2020 nicht mehr für 
das Vereinigte Königreich. Nach Art. 67 

Abs. 1 lit. c des Austrittsabkommens bleiben 
die Zuständigkeitsbestimmungen der Brüssel 
IIa-Verordnung in der EU und im Vereinigten 
Königreich anwendbar, wenn das Verfahren 
vor dem Ende des Übergangszeitraums ein-
geleitet wurde. Auch danach richten sich im 
Verhältnis zum Vereinigten Königreich Fra-
gen der internationalen Zuständigkeit weiter-
hin nach der Brüssel-IIa-Verordnung, da die 
Regelungen zur internationalen Zuständig-
keit in der Verordnung universell anwendbar 
sind und damit auch gegenüber Nicht-Mit-
gliedstaaten, wie dem Vereinigten König-
reich, Geltung beanspruchen. Hinsichtlich der 
Anerkennung und Vollstreckung sieht Art. 67 
Abs. 2 lit. b des Austrittsabkommens eine 
Weitergeltung der Brüssel-IIa-Verordnung in 
Bezug auf die Anerkennung, Vollstreckbar-
erklärung und Vollstreckung von Entschei-
dungen vor, die in bis zum 31.12.2020 ein-
geleiteten Gerichtsverfahren (insoweit kommt 
es auf das zugrunde liegende Erkenntnisver-
fahren an) ergangen sind. Im Übrigen findet 
insoweit das KSÜ Anwendung. Das KSÜ gilt 
auch für die weitere Zusammenarbeit mit 
dem Vereinigten Königreich für nach dem 
31.12.2020 bei der ersuchten Zentralen Be-
hörden eingegangene Ersuchen und Anträge 
(Art. 67 Abs. 3 lit. a des Autrittsabkommens). 
In Kindesentführungsangelegenheiten gilt un-
verändert das HKÜ.48 

5. Überarbeitung des IntFamRVG 
infolge der Revision der 
Brüssel-IIa-Verordnung 

Nach der Revision der Brüssel-IIa-Verordnung 
wird die zum 22.7.2019 in Kraft getretene 
Neufassung als Brüssel-IIb-Verordnung ab dem 
1.8.2022 in allen EU-Mitgliedstaaten (mit Aus-
nahme Dänemarks) unmittelbar gelten.49 Zur 
Durchführung ist das IntFamRVG zu über-

39 OLG Düsseldorf, 28.12.2020 – 1 UF 172/20, juris. 
40 OLG Thüringen, 17.3.2020 – 1 UF 11/20, juris. 
41 Siehe zu den kindschaftsrechtlichen Auswirkungen 

der Corona-Krise Rake, FamRZ 2020, 650. 
42 Erb-Klünemann/Höhn, FamRB 2021, 37, 39; Mainz-

Kwasniok, FamRB 2020, 203, 204. 
43 EGMR, 14.1.2020 – 10926/09 (Rinau v. Litauen). 
44 OLG Frankfurt, 12.7.2019 – 1 UF 106/19, juris. 
45 Vgl. zu den Ausnahmetatbeständen nach Art. 13 

Abs. 1 lit. b und Abs. 2 HKÜ im Einzelnen Erb-Klü-
nemann, FamRB 2018, 327 ff. 

46 BGH, 28.10.2020 – XII ZB 187/20, juris; FamRZ 
2021, 119 (mit Anmerkung Meyer). 

47 Vgl. zur Streitfrage Antomo, StAZ 2020, 33, 41 f., 
m.w.N.; Andrae, Internationales Familienrecht, 4. 
Aufl., § 2 Rn. 20. 

48 Siehe im Einzelnen zur justiziellen Zusammenarbeit in 
Zivilsachen nach dem Brexit Wagner, IPRax 2021, 2. 

49 Siehe im Einzelnen zur Brüssel IIb-Verordnung 
Schulz, FamRZ 2020, 1141 ff; Erb-Klünemann/ 
Niethammer-Jürgens, FamRB 2019, 454 ff. 
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arbeiten bzw. zu ergänzen.50 Das eingeleitete 
Gesetzgebungsverfahren soll noch in dieser 
Legislaturperiode abgeschlossen werden, um 
sicherzustellen, dass die Durchführungsbestim-
mungen rechtzeitig zum 1.8.2022 zur Anwen-
dung kommen. 

Für die Anwendbarkeit der neuen Vorschrif-
ten der Brüssel-IIb-Verordnung kommt es auf 
den Zeitpunkt der Einleitung des gerichtlichen 
Verfahrens an. Für Entscheidungen in vor 
dem Stichtag eingeleiteten gerichtlichen Ver-
fahren bleibt gemäß Art. 104 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 100 Abs. 2 der Brüssel-IIb-Verordnung 
die bisherige Fassung der Brüssel-IIa-Verord-
nung anwendbar. Gleiches gilt für vor dem 
Stichtag errichtete oder eingetragene öf-
fentliche Urkunden bzw. vollstreckbar ge-
wordene Vereinbarungen. Dies wird zur Fol-
ge haben, dass die Brüssel-IIa-Verordnung 
und die Brüssel-IIb-Verordnung mit ihren 
jeweiligen Durchführungsbestimmungen im 
IntFamRVG über einen längeren Zeitraum 
nebeneinander anwendbar sein werden. Um 
die Lesbarkeit und Verständlichkeit zu erhal-
ten, soll die ab dem 1.8.2022 geltende Fas-
sung des IntFamRVG gleichwohl ausschließ-
lich die Durchführungsbestimmungen für die 
Brüssel-IIb-Verordnung enthalten.51 

Die signifikanteste Neuerung der Brüssel-IIb-
Verordnung ist die Abschaffung des Erfor-
dernisses der Vollstreckbarerklärung im Aner-
kennungsstaat. Das Exequaturverfahren als 
Zwischenschritt vor der grenzüberschreitenden 
Vollstreckung wird für alle in den Anwen-
dungsbereich der Verordnung fallenden Ent-
scheidungen abgeschafft (Kap. IV). Flankierend 
dazu werden neue unionsrechtlich harmonisier-
te Rechtschutzmöglichkeiten für die aus einem 
Titel verpflichtete Person eingeführt, um die 
Versagung oder Aussetzung der Vollstreckung 
zu erwirken. Als Folge der Abschaffung des 
Exequaturverfahrens hat die die Vollstreckung 
betreibende Partei im Vollstreckungsmitglied-
staat zum Zwecke der Vollstreckung künftig le-
diglich noch eine Ausfertigung des Titels sowie 
die im Ursprungsmitgliedstaat ausgestellte Be-
scheinigung mit den für die Vollstreckung rele-
vanten Angaben vorzulegen. Entsprechend die-
sem Paradigmenwechsel sollen die Vorschriften 
zur Durchführung der neuen Brüssel-IIb-Ver-
ordnung – systematisch zutreffend – in Ab-
schnitt 7 (Vollstreckung) des IntFamRVG ver-
ortet werden. Abschnitt 7 des IntFamRVG soll 
nach dem vorliegenden Entwurf in einem Un-
terabschnitt 2 um die besonderen Durchfüh-
rungsbestimmungen zur Vollstreckung von Ti-
teln nach Kap. IV der Brüssel-IIb-Verordnung 
ergänzt werden. Dies betrifft vor allem die Vor-
schriften zur Durchführung der neu eingeführ-
ten Verfahren auf Versagung der Vollstreckung 
und auf Aussetzung der Vollstreckung (Art. 56, 
59 bis 63 der Brüssel-IIb-Verordnung). Dem 
sollen insbesondere die neuen §§ 44b–44g Int-
FamRVG-E dienen.52 

Mit der Neufassung in der Brüssel-IIb-Ver-
ordnung werden die wesentlichen Vorschrif-
ten zur Kindesentführung systematisch in ei-
nem neuen Kapitel gebündelt (Kap. III). Um 
Rückführungsverfahren weiter zu beschleuni-
gen, sind klarere Fristen für die Gerichte vor-
gesehen (Art. 24). Es wird – mit Ausnahme 
außergewöhnlicher Umstände – eine Sechs-
wochenfrist ausdrücklich jeweils für die erste 
und die Rechtsmittelinstanz geregelt. Auch 
für das Vollstreckungsverfahren wird eine 
sechswöchige Frist eingeführt. § 38 Abs. 1 
IntFamRVG-E sieht im Rahmen des Beschleu-
nigungsgebots präzisierend vor, dass Ver-
fahren auf Rückgabe eines Kindes in allen 
Rechtszügen „vorrangig und beschleunigt“ 
zu behandeln sind. Nach Art. 23 Abs. 2 der 
Brüssel-IIb-Verordnung ist durch die Zentra-
len Behörden eine Frist von fünf Arbeitstagen 
für die Versendung einer Empfangsbestäti-
gung bei Eingang eines Rückführungsantrags 
einzuhalten. Die Arbeitsabläufe im BfJ sind 
hierauf bereits eingestellt. 

Unabhängig von den Änderungen der Brüs-
sel-IIb-Verordnung soll § 38 IntFamRVG 
durch einen vierten Absatz ergänzt werden 
mit dem Ziel, das BfJ als deutsche Zentrale 
Behörde auch in solche HKÜ-Verfahren ein-
zubeziehen, in denen es mangels Beauftra-
gung im Einzelfall bisher nicht eingebunden 
war. § 38 Abs. 4 IntFamRVG-E soll daher 
dem BfJ eine Beteiligung auch in solchen Ver-
fahren ermöglichen, die nicht durch das BfJ 
als Zentrale Behörde eingeleitet wurden. Zu 
diesem Zweck soll das BfJ von dem Gericht 
von der Einleitung des Verfahrens benach-
richtigt werden und auf Antrag am Verfahren 
beteiligt werden. 

Eine weitere deutliche Stärkung der Stellung 
des BfJ als deutsche Zentrale Behörde geht 
mit den Änderungen in Kap. V der Brüssel-
IIb-Verordnung einher.53 Bei der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit in Verfahren 
betreffend die elterliche Verantwortung und 
die Unterbringung von Kindern soll die Kom-
munikation stärker über die Zentralen Be-
hörden kanalisiert werden. Art. 78 Abs. 3 der 
Brüssel-IIb-VO führt neu im grenzüberschrei-
tenden Verkehr einen obligatorischen Kom-
munikationsweg über die Zentralen Behörden 
ein. Im Gegensatz zur bisherigen Verordnung 
ist nun, von Ausnahmen, insbesondere für 
Gerichte und bei besonders dringenden Fäl-
len, abgesehen, eine direkte Kontaktaufnah-
me grundsätzlich nicht mehr zulässig. Das BfJ 
als Zentrale Behörde ist beispielsweise bei der 
grenzüberschreitenden Kommunikation durch 
Jugendämter obligatorisch einzubeziehen. 

6. Grenzüberschreitende 
Unterbringungen nach 
der SGB VIII-Reform 

Grenzüberschreitende Unterbringungen von 
Kindern und Jugendlichen durch Jugendämter 

im EU-Ausland sind seit Jahren ein kontrover-
ses Thema. Verantwortlich ist das Jugendamt 
als Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Orga-
nisiert und durchgeführt werden die Maßnah-
men i.d.R. von Trägern der freien Jugendhilfe. 
Die Brüssel-IIa-Verordnung enthält in Art. 56 
zwingende Vorgaben für das durchzufüh-
rende Konsultations- und Zustimmungsverfah-
ren, ohne das die Unterbringung in einem an-
deren EU-Mitgliedstaat nicht erfolgen darf. 
Ähnliches gilt für das KSÜ in Art. 33. Die neue 
Brüssel-IIb-Verordnung hält an dem Konsulta-
tions- und Zustimmungserfordernis – auch aus-
drücklich für erzieherische Maßnahmen54 – 
fest und konkretisiert das Verfahren weiter. 
Art. 82 Abs. 1 Satz 1 der neuen Verordnung 
regelt, dass eine vorherige Zustimmung bei 
grenzüberschreitenden Unterbringungen zwin-
gend erforderlich ist. Lediglich für den Bereich 
der Verwandtenpflege können die Mitglied-
staaten Ausnahmen von dem obligatorischen 
Zustimmungserfordernis vorsehen. Neu wer-
den die Ersuchen ausnahmslos über die Zentra-
len Behörden zu leiten sein (Art. 82 Abs. 1 
Satz 2 der Brüssel-IIb-Verordnung).55 

Die aktuelle SGB VIII-Reform56 hat sich 
des Themas angenommen und führt die ver-
schiedenen Regelungen zu Zulässigkeit von 
Auslandsmaßnahmen in der Norm des § 38 
SGB VIII zusammen und verschärft die Vo-
raussetzungen.57 In der Begründung zu der 
neuen Regelung wird hervorgehoben, dass 
zahlreiche Fälle der Jugendhilfegewährung im 
Ausland deutliche Mängel sowohl in der Vor-
bereitung als auch in der Durchführung auf-
wiesen und keiner ausreichenden Kontrolle 
durch die öffentlichen Jugendhilfeträger un-
terlagen.58 Dem sollen die beabsichtigten Än-
derungen entgegenwirken. 

§ 38 Abs. 1 SGB VIII greift die bislang in § 27 
Abs. 2 Satz 3 SGB VIII geregelte Einschrän-
kung der Hilfeerbringung im Ausland auf. Neu 
wird ausdrücklich auf Art. 56 der Brüssel-IIa-
Verordnung sowie Art. 33 KSÜ verwiesen. 
Durch diese Bezugnahme wird klargestellt, 

50 Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Ver-
ordnung (EU) 2019/111 über die Zuständigkeit, die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die 
elterliche Verantwortung und über internationale 
Kindesentführungen sowie zur Änderung sonstiger 
Vorschriften, BR-Drs. 254/21. 

51 BT-Drs. 254/21, 22. 
52 BT-Drs. 254/21, 23. 
53 Vgl. hierzu bereits Schlauß, ZKJ 2019, 255, 260. 
54 Erwägungsgrund 11. 
55 Siehe im Einzelnen Schlauß, JAmt 2019, 494. 
56 Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen 

(Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG), BT-Drs. 
19/26107. Der Bundesrat hat am 7.5.2021 dem KJSG 
in der vom Bundestag am 22.4.2021 verabschiedeten 
Fassung zugestimmt, BR-Drs. 319/21 (Beschluss). Das 
Gesetz tritt nach Verkündung in Kraft. 

57 Vgl. zum Vorlauf auch Wendelin, ZKJ 2019, 338. 
58 BT-Drs. 19/26107, 88. 
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dass die Unterbringung von Kindern im An-
wendungsbereich dieser Rechtsinstrumente 
den dort geregelten Voraussetzungen unter-
liegt. Das betrifft konkret die Einhaltung des 
Konsultations- und Zustimmungsverfahrens. 

Abs. 2 regelt die Voraussetzungen, die der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu erfül-
len hat, bevor er über die Gewährung einer 
Hilfe im Ausland entscheidet. Nr. 1 entspricht 
dem bisherigen § 36 Abs. 4 SGB VIII. In Nr. 2 
werden die an den Leistungserbringer gestell-
ten Anforderungen zusammengeführt, deren 
Erfüllung der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sicherstellen soll. Nach Nr. 3 muss der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe vor Ent-
scheidung über die Hilfeerbringung die Eig-
nung der im Ausland mit der Leistungser-
bringung betrauten Einrichtung oder Person 
i.d.R. vor Ort überprüfen. Der Hilfeplan ist 
grundsätzlich vor Ort im Ausland zu überprü-
fen und fortzuschreiben; hierbei ist das Kind 
oder der Jugendliche zu beteiligen (Abs. 3). 

Die in Abs. 5 enthaltenen Meldepflichten set-
zen die betriebserlaubniserteilende Behörde 
nach §§ 45 SGB VIII über die Maßnahmen 
ins Bild. Vorzulegen sind auch Nachweise 
über die für die rechtmäßige Unterbringung 
notwendigen Zustimmung des aufnehmen-
den Staates. Das unterstützt die betriebs-
erlaubniserteilende Behörde bei der Prüfung, 
ob die Voraussetzungen für eine Betriebs-
erlaubnis nach § 45 SGB VIII beim betreffen-
den Leistungserbringer weiterhin vorliegen.59 

Im Ergebnis werden mit der Neuregelung in 
§ 38 SGB VIII in zielführender Weise die inner-
staatlichen Voraussetzungen mit denen der in-
ternational geltenden Rechtsinstrumente ver-
knüpft. Das Verfahren wird konkretisiert und 
qualifiziert, die Verantwortung des Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe gestärkt. Gleichzeitig 
wird für mehr Transparenz gesorgt und damit 
mehr Rechtsklarheit geschaffen. Das gilt ins-
besondere auch für die Einhaltung des ver-
pflichtenden Konsultations- und Zustimmungs-
verfahrens nach der Brüssel-IIa-Verordnung 
bzw. zukünftig der Brüssel-IIb-Verordnung. 

III. Auslandsadoption 

Das Haager Adoptionsübereinkommen (HAÜ) 
von 199360 mit heute über 100 Vertragsstaa-
ten ist für Deutschland seit 2002 in Kraft. In 
seiner Funktion als Zentrale Behörde nach dem 
HAÜ erfüllt das BfJ als Bundeszentralstelle für 
Auslandsadoption (BZAA)61 auf Bundesebene 
koordinierende Aufgaben. Seit April 2019 ist 
das BfJ zusätzlich auch für die Koordination 
der Auslandsadoption außerhalb des Über-
einkommens zuständig und damit insgesamt 
zentrale Anlauf- und Koordinierungsstelle für 
internationale Adoptionen in Deutschland.62 

Darüber hinaus ist das BfJ insbesondere an den 
familiengerichtlichen Verfahren zur Anerken-
nungs- und Wirkungsfeststellung nach § 2 des 
Adoptionswirkungsgesetzes (AdWirkG) betei-
ligt und gibt insoweit rechtsgutachterliche Stel-

lungnahmen ab. Die Einzelfallvermittlung eines 
Kindes aus dem Ausland obliegt im Wesentli-
chen den Zentralen Adoptionsstellen der Lan-
desjugendämter sowie den staatlich aner-
kannten Auslandsvermittlungsstellen der freien 
Träger im Rahmen der ihnen erteilten beson-
deren Zulassung. Mit Inkrafttreten des Ge-
setzes zur Verbesserung der Hilfen für Famili-
en bei Adoption (Adoptionshilfegesetz) zum 
1.4.2021 wurde der Bereich der internationa-
len Adoptionen einer weitreichenden Reform 
unterzogen.63 

1. Fallzahlenentwicklung im BfJ 

Die internationale Adoptionsvermittlung in 
Deutschland und weltweit ist in den letzten 
Jahren deutlich zurückgegangen.64 Durch die 
weltweite pandemische Lage kamen nicht 
unerhebliche zusätzliche Hindernisse hinzu. 
Die Vermittlungstätigkeit war spürbar einge-
schränkt. Auch die Kontaktaufnahme vor Ort 
sowie die Ausreise adoptierter Kinder aus dem 
Ausland stellten sich angesichts der von den 
meisten Staaten erlassenen Reisebeschränkun-
gen zur Eindämmung von COVID-19 als 
schwierig dar. 

Vor diesem Hintergrund sind die Meldungen 
deutscher Adoptionsvermittlungsstellen über 
internationale Adoptionsabschlüsse zu der im 
BfJ nach der Auslandsadoptions-Meldeverord-
nung65 geführten Meldedatenbank kontinuier-
lich zurückgegangen. 2020 wurden nur noch 
annähernd 100 Adoptionsabschlüsse gemel-
det.66 Der ganz überwiegende Anteil dieser 
durch eine Fachstelle vermittelten Adoptionen 
stammt aus Vertragsstaaten des HAÜ (87 %). 
Stärkste Herkunftsstaaten auf der Grundlage 
der Abschlussmeldungen waren 2020 Thai-
land, Haiti und die Russische Föderation. Ins-
gesamt wurden nach derzeitigem Stand Kinder 
aus 15 Herkunftsstaaten nach Deutschland 
vermittelt. Dabei handelt es sich im Wesent-
lichen um Fremdadoptionen (84 %) und nur 
zu geringem Anteil um Stiefkind- und Ver-
wandtenadoptionen (16 %). Das Geschäft der 
internationalen Adoptionsvermittlung liegt 
ganz überwiegend bei den anerkannten Aus-
landsvermittlungsstellen in freier Trägerschaft 
(91 %). Die Vermittlungstätigkeit der Zentra-
len Adoptionsstellen der Landesjugendämter 
nimmt daneben nur einen geringen Anteil ein. 

Die Entwicklung der Anzahl der familiengericht-
lichen Anerkennungsverfahren nach § 2 Ad-
WirkG, an denen das BfJ beteiligt ist, ist ähn-
lich. Hier liegen die Zahlen jedoch insgesamt 
höher, da die Anerkennung ausländischer 
Adoptionen auch Auslandsadoptionen umfasst, 
die nicht durch eine deutsche Adoptionsver-
mittlungsstelle begleitet wurden. 2020 ist die 
Anzahl der Verfahren, an denen das BfJ betei-
ligt wurde, auf 212 gesunken. Bei den Aner-
kennungsverfahren lagen 2020 die Herkunfts-
staaten Thailand und Südafrika an der Spitze, 
gefolgt von Haiti, Brasilien und Kamerun. Ins-
gesamt betrafen die Anerkennungsverfahren 

62 Herkunftsstaaten. Die Zahl der unbegleite-
ten Auslandsadoptionen (ohne ausländische In-
landsadoptionen und Altfälle vor 2002) lag – 
ungeachtet einer nicht unerheblichen Dunkel-
ziffer – wie in den Vorjahren bei etwa einem 
Viertel. 

2. Aktuelle Rechtsprechung 

Das OLG Köln67 hat in einem Beschwerdever-
fahren die vorangegangene Entscheidung des 
AG Köln bestätigt, den Antrag auf Anerken-
nung zweier in der Republik Kamerun ergan-
gener Adoptionsentscheidungen nach § 2 Ad-
WirkG zurückzuweisen.68 Die Anerkennung sei 
zu versagen, da sie mit wesentlichen Grundsät-
zen des deutschen Rechts offensichtlich unver-
einbar sei. Das OLG teilte die Auffassung des 
AG, dass im konkreten Fall eine Anerkennung 
der Adoptionsentscheidungen daran scheitere, 
dass keine ausreichende Kindeswohlprüfung 
stattgefunden habe. Insbesondere sei eine dem 
deutschen Ordre Public genügende Prüfung 
der Elterneignung der Antragstellerin nicht er-
folgt. Es seien keinerlei Feststellungen zu den 
Lebensverhältnissen der Antragstellerin getrof-
fen worden. Eine grundsätzlich erforderliche 
Begutachtung durch eine Fachstelle am Le-
bensmittelpunkt der Antragstellerin, die u.a. 
das soziale Umfeld und die Erziehungsfähigkeit 
der Antragstellerin umfasst, sei unterblieben. Ei-
ne Nachholung der fehlenden Elterneignungs-
prüfung im Anerkennungsverfahren scheide 
aus, da es sich hierbei um ein formales Prü-
fungsverfahren handele, das das Adoptionsver-
fahren nicht ersetzen könne.69 

59 BT-Drs. 19/26107, 89. 
60 Haager Übereinkommen vom 29.5.1993 über den 

Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der internationalen Adoption, BGBl. 
2002 II, 1035. 

61 www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption. 
62 Vgl. Schlauß, StAZ 2019, 10. 
63 BGBl. 2021 I, S. 226 ff. 
64 Siehe zu den Gründen Schlauß, FamRZ 2021, 249, 

250; Adoptionen in Deutschland, Deutsches Jugend-
institut e.V., 2017, 14 ff. 

65 Auslandsadoptions-Meldeverordnung vom 11.11.2002, 
BGBl. I, 4394. 

66 Siehe im Einzelnen: BfJ, Referat II 2 (Bundeszentral-
stelle für Auslandsadoption), Tätigkeitsbericht 2020, 
www.bundesjustizamt.de/auslandsadoption („Tätig-
keitsberichte“). 

67 OLG Köln, 7.1.2020 – 14 UF 194/19, juris. 
68 Vgl. zur Anerkennung ausländischer Adoptionsent-

scheidungen Eckebrecht, NZFam 2018, 966, 970 
und NZFam 2020, 1053, 1054. 

69 Siehe zu den Änderungen durch das Adoptionshil-
fegesetz mit Wirkung seit dem 1.4.2021 unter III.3. 
Danach werden unvermittelte Auslandsadoptionen 
grundsätzlich nicht mehr anerkennungsfähig sein, 
es sei denn, dies ist für das Kindeswohl erforderlich. 
Dabei wird ausdrücklich auf den Zeitpunkt der An-
erkennung abgestellt. Dies dürfte sich auch auf den 
maßgeblichen Zeitpunkt im Rahmen der Ordre-pu-
blic-Prüfung auswirken. 
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Das OLG Celle70 hat einen vorangegange-
nen Beschluss des AG Celle abgeändert und 
die streitgegenständliche kosovarische Adop-
tionsentscheidung anerkannt. Der im August 
2011 geborene Angenommene habe zum 
Zeitpunkt der kosovarischen Adoptionsent-
scheidung im November 2011 mit drei älte-
ren Geschwistern und seinen leiblichen Eltern 
in einem Haushalt gelebt. Die leiblichen El-
tern und die Antragsteller seien befreundet 
gewesen, weshalb die leiblichen Eltern dem 
unerfüllten Kinderwunsch der Antragsteller 
nachgekommen seien und ihre Einwilligung 
zur Adoptionsfreigabe in Bezug auf den An-
genommenen erteilt hätten. Während sich 
die leiblichen Eltern des Angenommenen 
weiterhin im Kosovo aufhielten, hätten die 
Antragsteller ihren Lebensmittelpunkt in 
Deutschland und lebten mit dem Angenom-
menen seit 2012 zusammen in Deutschland. 
Entgegen der Auffassung des AG hat das 
OLG Celle einen Ordre-public-Verstoß nicht 
angenommen und die kosovarische Adop-
tionsentscheidung anerkannt. Zwar treffe 
insbesondere das Adoptionsbedürfnis auf Be-
denken. Entscheidend sei jedoch, dass das 
angenommene Kind nahezu seit seiner Ge-
burt gemeinsam mit den Antragstellern in ei-
nem Familienverband aufwachse. Der effek-
tive Schutz des Wohles des angenommenen 
Kindes könne im vorliegenden Fall nur durch 
die rechtliche Anerkennung der bereits tat-
sächlich gelebten Verhältnisse verwirklicht 
werden. 

In einer Entscheidung des BGH zur Volljäh-
rigenadoption71 hat sich der BGH u.a. zu 
der umstrittenen Frage der rechtlichen Ein-
ordnung von Adoptionsanerkennungsverfah-
ren und der Anwendbarkeit der Vorschriften 
zum Adoptionsverfahren nach den §§ 186 ff. 
FamFG geäußert. Der BGH hat festgestellt, 
dass die speziellen Vorschriften zum Adop-
tionsverfahren nach den §§ 186 ff. FamFG 
weder direkt noch entsprechend auf Ver-
fahren über die Anerkennungsfähigkeit von 
ausländischen Adoptionsentscheidungen an-
wendbar seien. Dies gelte für Anerkennungs-
verfahren sowohl bei Volljährigenadoptionen 
nach dem FamFG als auch bei Minderjäh-
rigenadoptionen nach dem AdWirkG mit 
Ausnahme der Verweisungen in § 5 Ad-
WirkG. Die auf Anerkennung ausländischer 
Adoptionen gerichteten Verfahren seien nicht 
in dem Katalog des § 186 FamFG aufgeführt. 
Wesentlicher Unterschied zwischen Adop-
tionsverfahren und Anerkennungsverfahren 
sei, dass Verfahrensgegenstand bei der Adop-
tion eine in die Zukunft gerichtete rechtliche 
Neugestaltung von Abstammungsverhältnis-
sen sei, während das Anerkennungsverfahren 
die Beurteilung eines im Ausland bereits ab-
geschlossenen Verfahrens zum Gegenstand 
habe. 

3. Änderungen durch das 
Adoptionshilfegesetz 

Am 1.4.2021 ist das Gesetz zur Verbesserung 
der Hilfen für Familien bei Adoption (Adop-
tionshilfegesetz) in Kraft getreten.72 Neben ei-
ner Reform des AdVermiG sieht das Adoptions-
hilfegesetz Änderungen des AdWirkG sowie 
des FamFG vor.73 Insbesondere wird auch die 
Anerkennung von im Ausland erfolgten Adop-
tionsentscheidungen neuen und verschärften 
Regelungen unterworfen.74 Der Reform liegen 
umfangreiche Studien und Empfehlungen des 
Expertise- und Forschungszentrums Adoption 
(EFZA) beim Deutschen Jugendinstitut e.V. zu-
grunde.75 

Eine Adoption stellt Adoptivkinder sowie Her-
kunfts- und Adoptiveltern vor vielfältige He-
rausforderungen. Das gilt in besonderem Ma-
ße für internationale Adoptionen, bei denen 
der Aufenthalt des Kindes aus dem Ausland 
zu den Annehmenden ins Inland verlegt wird 
(§ 2a Abs. 1 AdVermiG n.F.). Eine wesentli-
che Zielsetzung des Adoptionshilfegesetzes 
ist daher die Eindämmung von internationa-
len Adoptionen, die nicht durch eine Adop-
tionsvermittlungsstelle begleitet wurden. Da-
mit soll gewährleistet werden, dass die 
internationalen Standards hinsichtlich des 
Kinderschutzes erfüllt und die Adoptiveltern 
durch die Begleitung von fachkundigen Stel-
len besser auf die Adoption vorbereitet wer-
den. Denn unbegleitete Adoptionen aus dem 
Ausland bergen erhebliche Risiken. Es kann in 
solchen Fällen insbesondere nicht ausrei-
chend sichergestellt werden, dass das Kindes-
wohl überprüft wurde und die Adoptierenden 
auf die besonderen Anforderungen einer 
Auslandsadoption vorbereitet sind.76 

Zur Verbesserung der bestehenden Vermitt-
lungsstrukturen dürfen nur noch die zentralen 
Adoptionsstellen der Länder sowie die aner-
kannten Auslandsvermittlungsstellen in freier 
Trägerschaft internationale Adoptionen vermit-
teln (§ 2a Abs. 4 AdVermiG n.F.). Die Gestat-
tung zur internationalen Adoptionsvermittlung 
für die Jugendämter sowie für ausländische zu-
gelassene Organisationen ist entfallen. Die Eig-
nungsprüfung bei Auslandsadoptionen wird 
zweigeteilt (§§ 7b, 7c AdVermiG n.F.): Die all-
gemeine Eignungsprüfung der Bewerber wird 
grundsätzlich durch die örtliche Adoptionsver-
mittlungsstelle vorgenommen, die länderspezi-
fische Eignungsprüfung durch die Stelle, die 
das Vermittlungsverfahren begleitet. 

Nach § 2b AdVermiG n.F. werden internatio-
nale Adoptionsverfahren ohne die Vermitt-
lung durch eine Adoptionsvermittlungsstelle 
untersagt. Ohne Vermittlung durchgeführte 
internationale Adoptionen werden nach neu-
em Recht im Inland grundsätzlich nicht aner-
kannt (§ 4 Abs. 1 Satz 1 AdWirkG n.F.). Nur 
in Ausnahmefällen kann eine Anerkennung 

erfolgen, wenn zu erwarten ist, dass zwi-
schen dem Annehmenden und dem Kind ein 
Eltern-Kind-Verhältnis entsteht und die An-
nahme für das Wohl des Kindes erforderlich 
ist (§ 4 Abs. 1 Satz 2 AdWirkG n.F.). Dabei 
sind die Gründe, die ein Zurückdrängen der 
unbegleiteten Auslandsadoption gebieten, in 
die Gesamtabwägung einzubeziehen.77 Im 
Ergebnis kommt es hier auf materielle Kindes-
wohlgesichtspunkte zum Zeitpunkt der Aner-
kennungsfeststellung an.78 

Ist im Rahmen eines internationalen Adop-
tionsverfahrens eine Adoptionsentscheidung 
im Ausland ergangen, sind die Annehmenden 
verpflichtet, unverzüglich einen Antrag auf 
Anerkennungsfeststellung beim spezialisierten 
Familiengericht zu stellen (§§ 1 Abs. 2, 5 
Abs. 1 Satz 2 AdWirkG n.F.). Diese Verpflich-
tung gilt nicht, wenn eine Bescheinigung 
nach Art. 23 des Haager Adoptionsüberein-
kommens vorgelegt wird. 

Für Verfahren nach § 2 AdWirkG n.F. sieht 
§ 6 Abs. 4 AdWirkG n.F. vor, dass das Aner-
kennungsverfahren in allen Rechtszügen vor-
rangig zu behandeln ist. In allen Anerken-
nungsverfahren nach neuem Recht ist das BfJ 
nach § 6 Abs. 3 Satz 4 AdWirkG n.F. zu be-
teiligen. Darüber hinaus sind nach neuer 
Rechtslage auch das Jugendamt und die zen-
trale Adoptionsstelle des Landesjugendamts 
an allen Verfahren nach § 2 AdWirkG n.F. zu 
beteiligen. Gegen im ersten Rechtszug ergan-
gene Entscheidungen, mit denen eine auslän-
dische Adoption anerkannt wird, erhält das 
BfJ nach § 6 Abs. 6 AdWirkG n.F. ein eigenes 
Beschwerderecht. 

Auf die Anerkennung ausländischer Adop-
tionsentscheidungen, die in Verfahren ergan-
gen sind, die vor dem 1.4.2021 eingeleitet 
worden sind, finden die neuen Regelungen 
keine Anwendung. Ein Adoptionsverfahren 
ist in dem Moment eingeleitet, in dem die 
zuständige Behörde erstmals mit dem Vor-
gang befasst wird.79 

70 OLG Celle, 5.2.2020 – 17 UF 188/19, juris. 
71 BGH, 27.5.2020 – XII ZB 54/18, juris; FamRZ 2020, 

1481 (mit Anmerkung). 
72 BGBl. 2021 I, S. 226 ff. 
73 Siehe zu den Änderungen bei der innerdeutschen 

Adoptionsvermittlung Reinhardt, JAmt 2021, 62 ff. 
74 Vgl. hierzu im Einzelnen Schlauß, FamRZ 2021, 

249 ff. 
75 Empfehlungen des Expertise- und Forschungszen-

trum Adoption zur Weiterentwicklung des deutschen 
Adoptionswesens und zu Reformen des deutschen 
Adoptionsrechts, 2017, www.dji.de/efza. 

76 Vgl. Schlauß, FamRZ 2021, 249. 
77 BT-Drs. 19/16718, S. 60. 
78 Schlauß, FamRZ 2021, 249, 254 f. 
79 BT-Drs. 19/16718, S. 63. 

226 ZKJ Kindschaftsrecht und Jugendhilfe 6 � 2021 

http://www.dji.de/efza
http:einzubeziehen.77
http:grunde.75
http:unterworfen.74
http:getreten.72

	Fachaufsatz Schlauß: Internationales Familienrecht (in Zeitschrift für Kindschaftsrecht und Jugendhilfe, Ausgabe 6/2021)
	INHALT
	I. Auslandsunterhalt
	1. Fallzahlenentwicklung im BfJ
	2. Praxis in Zeiten der Pandemie
	3. Aktuelle Rechtsprechung
	4. „Auslandsrückgriff“ durch Unterhaltsvorschusskassen
	5. „Brexit“

	II. Internationales Sorgerecht
	1. Fallzahlenentwicklung im BfJ
	2. Praxis in Zeiten der Pandemie
	3. Aktuelle Rechtsprechung
	4. „Brexit“
	5. Überarbeitung des IntFamRVG infolge der Revision der Brüssel-IIa-Verordnung
	6. Grenzüberschreitende Unterbringungen nach der SGB VIII-Reform

	III. Auslandsadoption
	1. Fallzahlenentwicklung im BfJ
	2. Aktuelle Rechtsprechung
	3. Änderungen durch das Adoptionshilfegesetz






